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3. Ein Verbraucher, der Strom oder Gas für einen gesetzlich verbotenen 
Zweck verwendet oder absichtlich das normale Funktionieren seines 
Zählers stört oder sich betrügerischer Weise Strom oder Gas verschafft 
oder zu verschaffen versucht, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr und 
mit Geldstrafe von 100 bis 500 RM oder mit einer dieser Strafen bestraft.
Das Gericht kann darüber hinaus die Einstellung der Elektrizitäts- oder 
Gasversorgung für eine Zeitspanne bis zu drei Monaten anordnen.

4. Inspektoren, Zählerableser oder andere Angestellte der Versorgungs­
betriebe, die bei einer Zuwiderhandlung gegen eine auf Gr§nd dieses 
Gesetzes erlassene Vorschrift Hilfe oder Vorschub leisten oder eine solche 
Zuwiderhandlung dulden, werden für jedes Vergehen mit Gefängnis bis zu 
einem Jahr und Geldstrafe von 100, bis 500 RM oder mit einer dieser 
Strafen bestraft. •

5. Die für die Elektrizitäts- und Gasversorgung verantwortlichen 
Betriebe sind berechtigt, unmittelbar und ohne straf gerichtliches Urteil 
gemäß Absatz 2 dieses Artikels Zuschlagsgebühren aufzuerlegen oder die 
Versorgung einzustellefi, woben sie den Weisungen und der Aufsicht der 
zuständigen Behörden der Militärregierung unterstehen. Andere Strafen 
können nur durch ein Strafgericht' verhängt werden. Für die Aburteilung 
sind entweder deutsche Gerichte oder Gerichte der Militärregierung zuständig.

Dieses Gesetz zur Änderung des Gesetzes Nr. 7 tritt am ersten Tage 
desjenigen Kalendermonats in Kraft, der der Veröffentlichung des gegen­
wärtigen Gesetzes folgt*.

Ausgefertigt in Berlin, den 20. März 1946.

(Die in den drei offiziellen Sprachen abgefaßten Originaltexte dieses #
Gesetzes sind von M. MALININ, Generaloberst, JOSEPH T. McNARNEY,
General, В. H. ROBERTSON, Generalleutnant, und P. KOENIG, Armee­
korps-General, unterzeichnet.)
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